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Die Kunst der Weisheit besteht darin, zu wissen, was man 
übersehen muss. 
William James; 1842 – 1910, US-amerikanischer Psychologe und Phi-
losoph 
 
 

Was Sie interessieren kann:  
Arbeitsrecht  
Krankschreibung während des Ur-
laubs – Reise trotz Arbeitsunfähig-
keit 
Es ist nicht schön, aber es kann passieren, dass man wäh-

rend des Urlaubs erkrankt. Da stellen sich Fragen: Was 

passiert mit den Urlaubstagen? Muss eine Krankmeldung 

erfolgen? Kann trotz Arbeitsunfähigkeit eine Reise ange-

treten werden? 

Krankschreibung während des Urlaubs: Erkrankt ein Ar-

beitnehmer während seines Urlaubs, werden die durch 

ärztliches Attest nachgewiesenen Tage der Arbeitsunfä-

higkeit (AU) nicht auf den Jahresurlaub angerechnet. Vo-

raussetzung ist jedoch, dass tatsächlich eine arbeitsunfä-

hige Erkrankung vorliegt – also eine Krankheit, die die 

Ausübung der vertraglich geschuldeten Tätigkeit verhin-

dert. Nicht jede Erkrankung erfüllt diese Voraussetzung. 

Seit der Einführung der elektronischen Arbeitsunfähig-

keitsmeldung (eAU) muss die AU-Bescheinigung im Inland 

nicht mehr dem Arbeitgeber vorgelegt, sondern nur gemel-

det werden. Die Übermittlung der Daten erfolgt durch die 

Arztpraxis an die Krankenkasse, der Arbeitgeber ruft die 

Information dort ab. 

 
 



 

 

Anders bei einer Erkrankung im Ausland, hier gilt das 

eAU-Verfahren nicht. Es ist weiterhin erforderlich, ein ärzt-

liches Attest vor Ort einzuholen. Zudem müssen der Ar-

beitgeber und die Krankenkasse unverzüglich informiert 

werden über den Beginn, die voraussichtliche Dauer der 

Arbeitsunfähigkeit und die Adresse am Aufenthaltsort. 

Diese Info erfolgt am besten per Telefon oder E-Mail. Die 

entstehenden Kosten trägt der Arbeitgeber. 

Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als zunächst angege-

ben, muss der Arbeitnehmer die gesetzliche Krankenkasse 

entsprechend über die Fortdauer informieren. Nach der 

Rückkehr aus dem Ausland ist außerdem die Rückkehr 

dem Arbeitgeber und der Krankenkasse unverzüglich mit-

zuteilen. Ist die Arbeitsunfähigkeit ordnungsgemäß nach-

gewiesen, besteht Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Das 

während des Urlaubs gezahlte Urlaubsentgelt wird ent-

sprechend verrechnet oder zurückgezahlt. 

Reise trotz Arbeitsunfähigkeit: Anders stellt sich die Lage 

dar, wenn ein Arbeitnehmer vor Urlaubsantritt arbeitsunfä-

hig erkrankt, der Urlaub aber bereits genehmigt wurde. 

Darf dann trotzdem verreist werden? Grundsätzlich ja, so-

fern die Reise der Genesung nicht entgegensteht. Ent-

scheidend ist, ob die geplante Reise mit dem Heilungsver-

lauf vereinbar ist. Hier empfiehlt sich eine ärztliche Bestäti-

gung, dass die Reise der Genesung nicht schadet. Eine 

frühzeitige und transparente Kommunikation zwischen Ar-

beitnehmer und Arbeitgeber hilft, Missverständnisse zu 

vermeiden. 

Achtung: Wer nach Ablauf des genehmigten Urlaubs nicht 

mehr arbeitsunfähig ist, muss pünktlich zur Arbeit erschei-

nen. Die wegen Krankheit verlorenen Urlaubstage dürfen 

nicht einseitig an den Urlaub „angehängt“ werden, son-

dern sind neu zu beantragen. 



 

 

Familienrecht/Erbrecht 
Erbschaftsausschlagung – fälsch-
lich angenommene Überschuldung 
bzw. Irrtum zum Nachlasswert 
Die Ausschlagung einer Erbschaft ist ein rechtliches Mit-

tel, mit dem ein Erbe die Annahme des Nachlasses verwei-

gern kann. Dies kann insbesondere dann sinnvoll sein, 

wenn der Nachlass überschuldet ist oder wenn der Erbe 

aus persönlichen oder finanziellen Gründen die Verantwor-

tung für das Erbe nicht übernehmen möchte. In der Praxis 

kommt es jedoch auch zu Anfechtungen von Erbausschla-

gungen. 

•    Anfechtung einer Erbschaftsausschlagung bei fälsch-

lich angenommener Überschuldung: Auch wenn ein Erbe 

nicht alle zumutbaren und möglichen Erkenntnisquellen 

über die Zusammensetzung eines Nachlasses genutzt hat 

und sein Erbe wegen – fälschlich – angenommener Über-

schuldung ausschlägt, kann er diese Ausschlagung später 

anfechten. 

Ein Erbe ist grundsätzlich nicht verpflichtet, sich vor einer 

Ausschlagung über die Zusammensetzung des Nachlas-

ses zu informieren. Trifft er allerdings seine Entscheidung 

allein auf der Basis von Spekulationen, kann er bei einer 

Fehlvorstellung die Ausschlagung mangels Irrtums über 

Tatsachen nicht anfechten. 

In diesem vom Oberlandesgericht Frankfurt a.M. entschie-

denen Fall hatte sich die Tochter über die konkrete Zusam-

mensetzung des Nachlasses und damit über verkehrswe-

sentliche Eigenschaften geirrt, insbesondere über das Vor-

handensein der Konto-Guthaben. Dieser Irrtum war kausal 

für ihre Ausschlagung gewesen und die Tochter konnte 

die Ausschlagung wirksam anfechten. 

 



 

 

•    Kein Irrtum bei einer Erbausschlagung: Ein rechtlich 

beachtlicher Irrtum über die Überschuldung des Nachlas-

ses liegt nur vor, wenn sich der Anfechtende in einem Irr-

tum über die Zusammensetzung des Nachlasses befunden 

hat, dagegen nicht, wenn lediglich falsche Vorstellungen 

von dem Wert der einzelnen Nachlassgegenstände vorge-

legen haben. 

Dieser Entscheidung des Oberlandesgerichts Zweibrücken 

lag folgender Sachverhalt zugrunde: Eine Erblasserin ver-

starb ohne Testament. Sie hatte über mehrere Jahre in ei-

nem Seniorenheim gelebt, wobei die Heim- und Pflegekos-

ten von einer Kriegsopferfürsorgestelle übernommen wur-

den. Diese Leistungen wurden als Darlehen gewährt und 

durch eine Grundschuld an einem Haus der Erblasserin 

abgesichert. 

Die gesetzlichen Erben waren die Enkel und Urenkel der 

Erblasserin. Nach ihrem Tod schlug unter anderem eine 

zur Erbin berufene Enkelin das Erbe aus, da sie annahm, 

dass der Nachlass überschuldet sei. Zwei Urenkel der Erb-

lasserin nahmen das Erbe hingegen an. Nach dem Verkauf 

des Hauses der Erblasserin an Dritte focht die Enkelin ihre 

Erbausschlagung wegen Irrtums an. Sie begründete dies 

damit, dass sie sich geirrt habe, weil der Verkaufserlös des 

Hauses die Verbindlichkeiten aus dem grundschuldgesi-

cherten Darlehen für die Heim- und Pflegekosten über-

stieg. Dieser Irrtum berechtigte jedoch nicht zur Anfech-

tung der Ausschlagung. Er beruhte lediglich auf einer un-

zutreffenden Vorstellung über den Wert des Nachlasses, 

nicht aber auf einem Irrtum über dessen Zusammenset-

zung. 

 
 
 

https://www.advounion.de/aktuelles/urteile-und-tipps/aktuelle-themen-august-2025-8.html
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Sonstiges 
Ausgleichszahlung wegen Flugver-
spätung – Bordkarte als Nachweis 
einer Flugbuchung 
 
In einem vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) entschie-

denen Fall schloss ein Luftfahrtunternehmen, das Charter-

flüge anbietet, einen Vertrag mit einem Reiseunternehmen. 

Nach diesem Vertrag führte das Luftfahrtunternehmen an 

bestimmten Tagen Flüge durch, für die das Reiseunterneh-

men nach Bezahlung der Flüge Flugscheine an Fluggäste 

verkaufte. Zwei Fluggäste unternahmen eine Pauschal-

reise einschließlich Flug von Teneriffa nach Warschau. 

Dieser hatte eine Ankunftsverspätung von mehr als 22 

Stunden. Der Pauschalreisevertrag wurde zwischen einer 

dritten Gesellschaft und dem Reiseunternehmen zuguns-

ten dieser Fluggäste geschlossen. Die betroffenen Flug-

gäste verlangten von dem Luftfahrtunternehmen eine Aus-

gleichszahlung nach dem Unionsrecht. Das Luftfahrtunter-

nehmen lehnte diese Ausgleichszahlung ab, da diese Flug-

gäste seiner Ansicht nach nicht über eine bestätigte und 

bezahlte Buchung für diesen Flug verfügten und die Ko-

pien der Bordkarten dafür nicht ausreichten. 

 

Die Richter des EuGH entschieden zugunsten der Flug-

gäste. Die Zahlung des Preises der Pauschalreise ein-

schließlich Flug durch einen Dritten schließt den Aus-

gleichsanspruch bei großer Verspätung eines Flugs nicht 

aus. Eine Bordkarte kann ausreichen, um eine bestätigte 

Buchung für einen Flug nachzuweisen. 
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